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BESCHLUSS DES BUNDESRATES 
 

Die Geschäftsordnung des Bundesrates vom 30. Juni 1988, BGBl. Nr. 361/1988, zuletzt geändert 
durch das BGBl. I Nr. 41/2010, wird wie folgt geändert: 

1. § 13a lautet: 
„§ 13a. (1) Zur Beratung von Vorhaben im Rahmen der Europäischen Union gemäß Art. 23e B-VG 

und zur Vorberatung von Anträgen auf Erhebung einer Klage gemäß § 21a wird im Bundesrat ein 
Ausschuss für Angelegenheiten der Europäischen Union (EU-Ausschuss) nach den Grundsätzen des § 13 
gewählt. Auch alle von Organen der Europäischen Union den nationalen Parlamenten direkt zugeleiteten 
Dokumente zu Vorhaben im Rahmen der Europäischen Union sind Gegenstand der Verhandlung im EU-
Ausschuss. 

(2) Der EU-Ausschuss kann auch wiederholt 
 1. eine Stellungnahme gemäß Art. 23e Abs. 1 B-VG abgeben oder 
 2. einer beabsichtigten Abweichung durch den zuständigen Bundesminister gemäß 

Art. 23e Abs. 4 B-VG widersprechen oder 
 3. Berichte des zuständigen Bundesministers gemäß Art. 23e Abs. 4 B-VG zur Kenntnis nehmen 

oder die Kenntnisnahme verweigern oder 
 4. eine Mitteilung gemäß Art. 23f Abs. 4 B-VG beschließen oder 
 5. eine begründete Stellungnahme gemäß Art. 23g Abs. 1 B-VG abgeben oder 
 6. vom zuständigen Bundesminister eine Äußerung gemäß Art. 23g Abs. 2 B-VG verlangen oder 
 7. dem Bundesrat die Abgabe einer Stellungnahme gemäß Art. 23e Abs. 1 B-VG, einer Mitteilung 

gemäß Art. 23f Abs. 4 B-VG oder einer begründeten Stellungnahme gemäß Art. 23g Abs. 1 B-
VG empfehlen.  

(3) Wenn es der Bundesrat beschließt oder jeweils mehr als die Hälfte der Bundesräte dreier Länder 
bis zum Beginn der Beratungen im EU-Ausschuss verlangt, ist die Abgabe einer Stellungnahme, einer 
Mitteilung oder einer begründeten Stellungnahme dem Bundesrat vorbehalten. Unbeschadet einer 
sinngemäßen Anwendung des § 16 Abs. 3 hat der EU-Ausschuss in diesen Fällen bis zum Beginn der 
Bundesratssitzung, in welcher ein Vorhaben gemäß Art. 23e B-VG verhandelt wird, dem Bundesrat einen 
Bericht zu erstatten, welcher einen Antrag gemäß § 13a Abs. 2 Z 7 enthalten kann. 

(4) Abgesehen von § 28 Abs. 3 ist ein Vorhaben der Europäischen Union gemäß Art. 23e B-VG auf 
die Tagesordnung eines EU-Ausschusses zu setzen, wenn dies 
 1. das zuständige Mitglied der Bundesregierung verlangt oder 
 2. jeweils mehr als die Hälfte der Bundesräte dreier Länder oder ein Viertel der Mitglieder des 

Bundesrates verlangt oder 
 3. ein Mitglied des EU-Ausschusses bis längstens 48 Stunden vor einer Sitzung verlangt und das 

Vorhaben voraussichtlich in der nächsten Sitzung des Rates der Europäischen Union beschlossen 
werden wird, wobei Bundesräte derselben Fraktion nur ein solches Verlangen stellen können. 

(5) Sobald feststeht, dass ein Vorhaben gemäß § 13a in einer Sitzung des EU-Ausschusses als 
Tagesordnungspunkt behandelt werden soll, fordert der Präsident vom zuständigen Bundesminister eine 
schriftliche Information gemäß den Bestimmungen des EU-Informationsgesetzes in der Fassung BGBl. I 
Nr. XXX/2011 an. 
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(6) Wenn eine im Ausschuss vertretene Fraktion dies verlangt, fordert der Präsident vom 
zuständigen Bundesminister eine schriftliche Information zu einem Europäischen Dokument gemäß den 
Bestimmungen des EU-Informationsgesetzes in der Fassung BGBl. I Nr. XXX/2011 an. Jeder Fraktion 
stehen in einem Jahr mindestens drei solche Verlangen zu, über weitere Verlangen entscheidet der 
Präsident nach Beratung in der Präsidialkonferenz. Darüber hinaus kann jede Fraktion eine schriftliche 
Information über einen bevorstehenden Beschluss in Angelegenheiten gemäß § 5 Z 1 bis 5 EU-
Informationsgesetz in der Fassung BGBl. I Nr. XXX/2011 mit der Einschränkung verlangen, dass zu 
jedem bevorstehendem Beschluss nur ein solches Verlangen eingebracht werden kann.“ 

2. § 13b lautet: 
„§ 13b. (1) Für die Mitwirkung des EU-Ausschusses gemäß Art. 23e B-VG sowie hinsichtlich der 

Beratung von Anträgen auf Erhebung einer Klage gemäß § 21a finden die für die Ausschüsse des 
Bundesrates geltenden Bestimmungen des IV. Abschnittes sinngemäß Anwendung, sofern diese 
Geschäftsordnung nichts anderes bestimmt. 

(2) Die Beratungen des EU-Ausschusses über Vorhaben im Rahmen der Europäischen Union sind 
vertraulich, wenn Vorschriften der Europäischen Union betreffend die Geheimhaltung von solchen 
Vorhaben beziehungsweise von Unterlagen, die sich darauf beziehen, dies erfordern. 

(3) Verhandlungen des EU-Ausschusses über Vorhaben im Rahmen der Europäischen Union sind 
unbeschadet des Abs. 2 öffentlich, wobei der Öffentlichkeit nach Maßgabe der räumlichen 
Möglichkeiten, unter Bevorzugung von Medienvertretern, Zutritt gewährt wird. Ton- und Bildaufnahmen 
sind zulässig, wenn dies der Ausschuss beschließt. Auf Antrag eines Ausschussmitgliedes kann aus 
wichtigen Gründen - auch für Teile der Beratung - die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden. 

(4) Jeder Bundesrat sowie die in Österreich gewählten Mitglieder des Europäischen Parlaments sind 
vorbehaltlich des § 31 Abs. 2 sowie des § 4 Abs. 2 der Anlage zu dieser Geschäftsordnung 
„Bestimmungen für den Umgang mit und die Verteilung von Vorlagen, Dokumenten, Berichten, 
Informationen und Mitteilungen zu Vorhaben im Rahmen der Europäischen Union“  berechtigt, bei den 
Verhandlungen des EU-Ausschusses über Vorhaben im Rahmen der Europäischen Union mit beratender 
Stimme anwesend zu sein. 

(5) Der Vorsitzende des Ausschusses hat das Recht, auf die Tagesordnung einer Sitzung den Punkt 
„Aussprache über aktuelle Fragen in Angelegenheiten im Rahmen der Europäischen Union“ zu stellen. Er 
ist dazu verpflichtet, wenn dies der Ausschuss vor Eingang in die Tagesordnung beschließt. In der 
Aussprache können nur Anträge zur Geschäftsbehandlung gestellt werden. Der Vorsitzende hat das 
Recht, die Aussprache nach einer ausreichenden Erörterung für beendet zu erklären. 

(6) Vor Eingang in die Debatte über ein Vorhaben im Rahmen der Europäischen Union kann der 
Vorsitzende dem zuständigen Bundesminister beziehungsweise einem von diesem entsandten 
Angehörigen des Ressorts das Wort zu einem einleitenden Bericht über das Vorhaben und die Haltung 
des zuständigen Bundesministers zu dem Vorhaben erteilen. 

(7) Nach Eröffnung der Debatte über den Verhandlungsgegenstand kann jedes Mitglied des EU-
Ausschusses schriftlich Anträge auf Beschlüsse im Sinne des § 13a Abs. 2 einbringen: 
 1. Anträge auf Stellungnahmen gemäß Art. 23e B-VG haben Ausführungen darüber zu enthalten, 

ob das Vorhaben durch ein Bundesverfassungsgesetz umzusetzen ist, das nach Art. 44 Abs. 2 B-
VG der Zustimmung des Bundesrates bedürfte; 

 2. Anträge auf Beschluss einer Mitteilung gemäß Art. 23f Abs. 4 B-VG haben die Vorhaben gemäß 
§ 13a Abs. 1, auf die sich die Mitteilung bezieht, und die Adressaten sowie weitere Empfänger 
genau zu bezeichnen; 

 3. Anträge auf begründete Stellungnahmen gemäß Art. 23g Abs. 1 B-VG haben Ausführungen 
darüber zu enthalten, weshalb der Entwurf nicht mit dem Subsidiaritätsprinzip vereinbar ist. 

(8) Die Verhandlung ist nach Erschöpfung der Rednerliste erledigt, sofern weder ein Antrag nach 
Abs. 6 noch ein Vertagungsantrag gestellt wurde. 

(9) Der Präsident des Bundesrates hat für die unverzügliche Übermittlung 
 1. der Stellungnahmen und anderer Beschlüsse an alle Mitglieder der Bundesregierung, 
 2. der Mitteilungen gemäß Art. 23f Abs. 4 B-VG an die jeweiligen Adressaten und weitere 

Empfänger, sowie 
 3. der begründeten Stellungnahmen gemäß Art. 23g Abs. 1 B-VG an die Präsidenten des 

Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission zu sorgen. 
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Wenn der EU-Ausschuss nichts anderes beschließt, sind Stellungnahmen, begründete Stellungnahmen 
und Mitteilungen weiters an alle Mitglieder des Bundesrates, den Präsidenten des Nationalrates, die 
Landtage, die Landeshauptmänner sowie an die in Österreich gewählten Mitglieder des Europäischen 
Parlaments zu verteilen. 

(10) Über die Verhandlungen des EU-Ausschusses werden - sofern der Ausschuss nicht anderes 
beschließt oder die Abgabe einer Stellungnahme, einer Mitteilung oder einer begründeten Stellungnahme 
gemäß § 13a Abs. 3 dem Bundesrat vorbehalten ist - auszugsweise Darstellungen verfasst, welche dem 
Amtlichen Protokoll angeschlossen werden. Auszugsweise Darstellungen  über öffentliche Teile von 
Verhandlungen sind als Beilage zu den Stenographischen Protokollen herauszugeben.“ 

3. § 16 Abs. 1 lautet: 
„§ 16. (1) Gegenstände der Verhandlungen des Bundesrates sind: 

 a) Gesetzesbeschlüsse und sonstige Beschlüsse des Nationalrates; 
 b) Vorhaben gemäß Art. 23e B-VG, über die die zuständigen Mitglieder der  

Bundesregierung den Bundesrat zu unterrichten haben; 
 c) Selbständige Anträge von Bundesräten und Selbständige Anträge von Bundesräten auf 

Erhebung einer Klage wegen Verstoßes gegen das Subsidiaritätsprinzip gemäß § 21a; 
 d) Vorlagen der Bundesregierung oder ihrer Mitglieder; 
 e) Berichte von parlamentarischen Delegationen; 
 f) Berichte der Volksanwaltschaft; 
 g) Ersuchen um die Ermächtigung zur Verfolgung von Personen wegen Beleidigung des  

Bundesrates; 
 h) Selbständige Anträge von Ausschüssen; 
 i) Erklärungen der Bundesregierung oder ihrer Mitglieder; 
 j) Erklärungen der Landeshauptmänner; 
 k) Wahlen (Wahlvorschläge); 
 l) Anfragen (Anfragebeantwortungen); 
 m) Eingaben (Petitionen).“ 

4. § 18 Abs. 3 und 4 lauten: 
„(3) Die Unterrichtung über Vorhaben im Rahmen der Europäischen Union erfolgt gemäß den 

Bestimmungen der Art. 23e bis 23j B-VG sowie den Bestimmungen des EU-Informationsgesetzes in der 
Fassung BGBl. I Nr. XXX/2011, sofern diese Geschäftsordnung nichts anderes bestimmt. 

(4) Für den Umgang mit und die Verteilung von Vorlagen, Dokumenten, Berichten, Informationen 
und Mitteilungen zu Vorhaben im Rahmen der Europäischen Union gelten die „Bestimmungen für den 
Umgang mit und die Verteilung von Vorlagen, Dokumenten, Berichten, Informationen und Mitteilungen 
zu Vorhaben im Rahmen der Europäischen Union“ (Verteilungsordnung EU bzw. VO-EU), die als 
Anlage 1 zu dieser Geschäftsordnung einen Bestandteil derselben bilden.“ 

5. § 20 Abs. 4 und 5 lauten: 
„(4) Änderungen der Art. 34 und 35 B-VG bedürfen nach Maßgabe des § 58 Abs. 2 der Zustimmung 

des Bundesrates. Weiters bedürfen der Zustimmung des Bundesrates nach Maßgabe des § 58 Abs. 3 
Beschlüsse des Nationalrates betreffend ein Bundesverfassungsgesetz oder in einfachen Bundesgesetzen 
enthaltene Verfassungsbestimmungen, durch die die Zuständigkeit der Länder in Gesetzgebung oder 
Vollziehung eingeschränkt wird, Staatsverträge gemäß Art. 50 Abs. 1 Z 2 B-VG sowie Art. 50 Abs. 2 Z 2 
B-VG, Beschlüsse des Nationalrates gemäß Art. 23i Abs. 1, 2, 3 erster Satz und 4 B-VG sowie Art. 23j 
Abs. 1 B-VG. Der Zustimmung bedürfen ferner Gesetzesbeschlüsse, die für die Erlassung von 
Ausführungsgesetzen in den Angelegenheiten nach Art. 12 B-VG eine Frist von weniger als sechs 
Monaten oder mehr als einem Jahr vorsehen. 

(5) Insoweit Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates die Geschäftsordnung des Nationalrates, die 
Auflösung des Nationalrates, ein Bundesgesetz, mit dem nähere Bestimmungen über die Erstellung des 
Bundesfinanzrahmengesetzes, des Bundesfinanzgesetzes und über die sonstige Haushaltsführung des 
Bundes getroffen werden, ein Bundesfinanzrahmengesetz, ein Bundesfinanzgesetz, eine vorläufige 
Vorsorge im Sinne von Art. 51a Abs. 4 B-VG oder eine Verfügung über Bundesvermögen, die 
Übernahme oder Umwandlung einer Haftung des Bundes, das Eingehen oder die Umwandlung einer 
Finanzschuld des Bundes oder die Genehmigung eines Bundesrechnungsabschlusses betreffen, steht dem 
Bundesrat keine Mitwirkung zu.“ 
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6. § 21a samt Überschrift lautet: 
„Selbständige Anträge von Bundesräten auf Erhebung einer Klage wegen Verstoßes gegen das 

Subsidiaritätsprinzip 
§ 21a. (1) Jeder Bundesrat kann innerhalb der gemäß Artikel 8 des Protokolls über die Anwendung 

der Grundsätze der Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit vorgesehenen Frist einen selbständigen Antrag 
auf Erhebung einer Klage gegen einen Gesetzgebungsakt im Rahmen der Europäischen Union beim 
Gerichtshof der Europäischen Union wegen eines Verstoßes gegen das Subsidiaritätsprinzip einbringen. 

(2) Der Antrag muss mit der Formel versehen sein: „Der Bundesrat wolle beschließen“ und hat den 
Wortlaut des vom Bundesrat zu fassenden Beschlusses der Klageschrift zu enthalten. Die Klageschrift hat 
den Voraussetzungen der geltenden Satzung und der Verfahrensordnung des  Gerichtshofes der 
Europäischen Union zu entsprechen. Der Antrag hat Angaben betreffend die Fristwahrung zu enthalten. 
Der Rechtsakt, dessen Nichtigerklärung beantragt wird, ist beizulegen. Der Antrag ist dem Präsidenten 
schriftlich, mit der eigenhändigen Unterschrift des Antragstellers oder der Antragsteller versehen, zu 
übergeben. Die Eigenschaft als Antragsteller muss aus dem Antrag deutlich ersichtlich sein. Jedem 
Antrag sind mindestens vier Gleichschriften beizulegen. 

(3) Die Bestimmungen des § 21 Abs. 3 und 4 sind sinngemäß anzuwenden. 
(4) Anträge auf Erhebung einer Klage gemäß Abs. 1 weist der Präsident dem EU-Ausschuss sofort 

nach dem Einlangen zu. Der EU-Ausschuss hat solche Anträge unverzüglich in Verhandlung zu nehmen. 
(5) Der Beschluss über die Erhebung einer Klage gemäß Abs. 1 ist unverzüglich an das 

Bundeskanzleramt zu übermitteln und an den Präsidenten des Nationalrates weiterzuleiten.“ 

7. § 27 lautet: 
„§ 27. (1) Die deutsche Sprache ist die ausschließliche Verhandlungssprache des Bundesrates und 

seiner Ausschüsse. 
(2) Bei der Teilnahme von Persönlichkeiten der europäischen und internationalen Politik gemäß 

§ 38a kann nach Beratung in der Präsidialkonferenz der Präsident eine Ausnahme von Abs. 1 festlegen.“ 

8. § 38a samt Überschrift lautet: 
„Teilnahme von Persönlichkeiten der europäischen und internationalen Politik an den 

Verhandlungen im Bundesrat 
§ 38a. Der Präsident kann nach Beratung in der Präsidialkonferenz herausragende Persönlichkeiten 

der europäischen und internationalen Politik einladen, in einer Sitzung des Bundesrates eine Erklärung zu 
einem bestimmten Thema abzugeben. Im Anschluss an die Erklärung findet in der Regel eine Debatte 
statt, deren Dauer und Form ebenfalls vom Präsidenten nach Beratung in der Präsidialkonferenz 
festgelegt wird. In dieser Debatte dürfen keine Anträge gestellt werden; tatsächliche Berichtigungen sind 
unzulässig.“ 

9. § 43a lautet: 
„§ 43a. (1) Sobald die Debatte zu einem Vorhaben gemäß Art. 23e B-VG eröffnet ist, können hierzu 

schriftliche Anträge auf Stellungnahmen, auf begründete Stellungnahmen und Mitteilungen von drei 
Bundesräten gestellt werden. § 43 Abs. 2 bis 4 und 6 finden sinngemäß Anwendung. 

(2) Bei Debatten über Selbständige Anträge von Bundesräten auf Erhebung einer Klage wegen 
Verstoßes gegen das Subsidiaritätsprinzip gemäß § 21a gilt § 43 sinngemäß.“ 

10. § 58 samt Überschrift lautet: 
„Beschlusserfordernisse 

§ 58. (1) Zu einem Beschluss des Bundesrates sind, soweit das Bundes-Verfassungsgesetz oder die 
Geschäftsordnung nicht anderes bestimmen, die Anwesenheit von mindestens einem Drittel der 
Bundesräte und die unbedingte Mehrheit der abgegebenen Stimmen erforderlich. Bei Stimmengleichheit 
ist ein Antrag (Vorschlag) abgelehnt. 

(2) Der Beschluss über die Zustimmung zu einem Gesetzesbeschluss des Nationalrates betreffend 
eine Änderung der Artikel 34 und 35 B-VG bedarf außer den im Abs. 1 angeführten Erfordernissen auch 
noch der Zustimmung der Mehrheit der Vertreter von mindestens vier Ländern. 

(3) Der Beschluss über die Zustimmung zu einem Beschluss des Nationalrates betreffend ein 
Bundesverfassungsgesetz oder in einfachen Bundesgesetzen enthaltene Verfassungsbestimmungen, durch 
die die Zuständigkeit der Länder in Gesetzgebung und Vollziehung eingeschränkt wird, zu 
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Staatsverträgen gemäß Art. 50 Abs. 1 Z 2 B-VG, zu einem Beschluss des Nationalrates gemäß 
Art. 23i Abs. 1, 3 erster Satz und 4 B-VG sowie Art. 23j Abs. 1 B-VG bedarf der Anwesenheit von 
mindestens der Hälfte der Bundesräte und einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der abgegebenen 
Stimmen. 

(4) Zu einem Beschluss über eine Zustimmung zu einem Antrag der Bundesregierung auf Auflösung 
eines Landtages durch den Bundespräsidenten sind die Anwesenheit von mindestens der Hälfte der 
Bundesräte und eine Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen erforderlich. An 
der Abstimmung dürfen die vom aufzulösenden Landtag gewählten Bundesräte nicht teilnehmen. Diese 
Bundesräte sind auch bei der Feststellung des Anwesenheitserfordernisses nicht zu berücksichtigen. 

(5) Zu einem Beschluss des Bundesrates über eine Änderung der Geschäftsordnung sind die 
Anwesenheit von mindestens der Hälfte der Bundesräte und eine Mehrheit von mindestens zwei Dritteln 
der abgegebenen Stimmen erforderlich.“ 

11. Nach § 59 wird folgender § 59a eingefügt: 
„§ 59a. (1) Fünf Bundesräte können kurze schriftliche Anfragen an ein Mitglied der 

Bundesregierung richten, um Auskunft darüber zu verlangen, welche Vorlagen, Dokumente, Berichte, 
Informationen und Mitteilungen zu einem bestimmten Vorhaben im Rahmen der Europäischen Union in 
seinem Wirkungsbereich innerhalb eines konkret bestimmten Zeitraums, höchstens jedoch innerhalb der 
letzten drei Monate, eingelangt sind. 

(2) Eine Anfrage gemäß Abs. 1 ist dem Präsidenten schriftlich mit mindestens vier Abschriften zu 
übergeben. Sie muss mit den eigenhändig beigesetzten Unterschriften von wenigstens fünf Abgeordneten, 
den Fragesteller eingeschlossen, versehen sein und Angaben zum Vorhaben, auf das sie sich bezieht, 
enthalten. Die Anfrage ist dem Befragten durch die Parlamentsdirektion mitzuteilen. 

(3) Jeder Bundesrat kann innerhalb von drei Monaten nur eine solche Anfrage unterstützen. 
(4) Der Befragte hat innerhalb von zwanzig Arbeitstagen nach Übergabe der Anfrage an den 

Präsidenten schriftlich zu antworten. Ist dem Befragten eine Erteilung der gewünschten Auskunft nicht 
möglich, so hat er dies in der Beantwortung zu begründen. Jeder Beantwortung sind mindestens vier 
Abschriften beizulegen. Vorlagen, Dokumente, Berichte, Informationen und Mitteilungen zu einem 
Vorhaben im Rahmen der Europäischen Union, die dem Nationalrat gemäß § 2 Abs. 1, 2 oder 3 EU-
Informationsgesetz in der Fassung BGBl. I Nr. XXX/2011 bereits zur Verfügung stehen, müssen vom 
Befragten in der Beantwortung nicht angeführt werden. 

(5) Die Verteilung der Beantwortung erfolgt gemäß § 18 Abs. 4.“ 

12. § 72 werden folgende Abs. 4 und 5 angefügt: 
„(4) § 59a tritt mit Ablauf des gemäß § 12 Abs. 1  EU-Informationsgesetz in der Fassung BGBl. I 

Nr. XXXX/2011 kundzumachenden Tages in Kraft. Hinsichtlich der Dokumente gemäß § 12 Abs. 2 
EU-Informationsgesetz in der Fassung BGBl. I Nr. XXXX/2011 findet § 59a jedoch erst mit dem Ablauf 
des gemäß § 12 Abs. 2 EU-Informationsgesetz im Bundesgesetzblatt kundzumachenden Tages 
Anwendung. 

(5) §13a, 13b, § 16 Abs. 1, § 18 Abs. 3 und 4, § 20 Abs. 4 und 5, § 21a, § 27, § 38a, §43a, § 58 und 
die Anlage zur Geschäftsordnung des Bundesrates: „Bestimmungen für den Umgang mit und die 
Verteilung von Vorlagen, Dokumenten, Berichten, Informationen und Mitteilungen zu Vorhaben im 
Rahmen der Europäischen Union (Verteilungsordnung-EU – VO-EU“, jeweils in der Fassung des 
Bundesgesetzblattes BGBl. I XXXX/2011, treten mit 1. Jänner 2012 in Kraft.“ 

13. Der Geschäftsordnung des Bundesrates wird folgende Anlage 1 betreffend Bestimmungen für den 
Umgang mit und die Verteilung von Vorlagen, Dokumenten, Berichten, Informationen und Mitteilungen 
zu Vorhaben im Rahmen der Europäischen Union (Verteilungsordnung EU – VO-EU) angefügt: 

„Anlage zur Geschäftsordnung des Bundesrates 

Bestimmungen für den Umgang mit und die Verteilung von Vorlagen, Dokumenten, 
Berichten, Informationen und Mitteilungen zu Vorhaben im Rahmen der Europäischen 

Union (Verteilungsordnung-EU bzw. VO-EU) 
§ 1. Vorlagen, Dokumente, Berichte, Informationen und Mitteilungen zu Vorhaben im Rahmen der 

Europäischen Union stehen im Bundesrat auf elektronischem Wege zur Verfügung, sofern § 3 nichts 
anderes bestimmt. 
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§ 2. Die Mitglieder des Bundesrates und von den Klubs im Sinne des Klubfinanzierungsgesetzes 
1985, BGBl. Nr. 156/1985, in der jeweils geltenden Fassung, namhaft gemachte Personen sowie 
Bedienstete der Parlamentsdirektion haben Zugang zu Vorlagen, Dokumenten, Berichten, Informationen 
und Mitteilungen zu Vorhaben im Rahmen der Europäischen Union gemäß § 3 Z 1 bis 3, die in der 
Datenbank gemäß § 2 Abs. 1 und 2 EU-Informationsgesetz in der Fassung BGBl. I Nr. XXX/2011 erfasst 
sind. 

§ 3. Der Bundesrat beachtet die Sicherheitseinstufung der Organe der Europäischen Union über eine 
besondere Vertraulichkeit der Vorlagen, Dokumente, Berichte, Informationen und Mitteilungen zu 
Vorhaben im Rahmen der Europäischen Union. Für die Erfassung und Verteilung von Vorlagen, 
Dokumenten, Berichten, Informationen und Mitteilungen zu Vorhaben im Rahmen der Europäischen 
Union sowie die Einsichtnahme in diese gelten die folgenden Bestimmungen: 
 1. Vorlagen, Dokumente, Berichte, Informationen und Mitteilungen zu Vorhaben im Rahmen der 

Europäischen Union werden in der Datenbank gemäß § 1 Abs. 2 EU-Informationsgesetz in der 
Fassung BGBl. I Nr. XXX erfasst und sind öffentlich zugänglich, sofern auf Grund der Z 2 bis 6 
und § 5 nichts anderes bestimmt ist. Die Erfassung dieser Dokumente in der EU-Datenbank gilt 
als Verteilung im Sinne der Geschäftsordnung des Bundesrates. 

 2. Vorlagen, Dokumente, Berichte, Informationen und Mitteilungen zu Vorhaben im Rahmen der 
Europäischen Union, die nicht zur Veröffentlichung geeignet sind und nicht unter die Z 3 bis 6 
fallen, werden in der EU-Datenbank erfasst und sind für die Mitglieder des Bundesrates und von 
den  Klubs im Sinne des Klubfinanzierungsgesetzes 1985, BGBl. Nr. 156/1985, in der jeweils 
geltenden Fassung, namhaft gemachten Personen sowie zuständigen Bediensteten der 
Parlamentsdirektion zugänglich. Die Erfassung dieser Dokumente in der EU-Datenbank gilt als 
Verteilung im Sinne der Geschäftsordnung des Bundesrates. 

 3. Vorlagen, Dokumente, Berichte, Informationen und Mitteilungen zu Vorhaben im Rahmen der 
Europäischen Union, die als „Restreint UE/EU Restricted“ klassifiziert sind, werden in der EU-
Datenbank erfasst und sind für die Mitglieder des Bundesrates und von den Klubs im Sinne des 
Klubfinanzierungsgesetzes 1985, BGBl. Nr. 156/1985, in der jeweils geltenden Fassung, namhaft 
gemachten Personen sowie zuständigen Bediensteten der Parlamentsdirektion zugänglich. Wird 
ein Vorhaben im Rahmen der Europäischen Union auf die Tagesordnung des EU-Ausschusses 
gesetzt, sind die darauf Bezug habenden Unterlagen im Sinne dieser Bestimmung an die 
Mitglieder des EU-Ausschusses zu verteilen. 

 4. Vorlagen, Dokumente, Berichte, Informationen und Mitteilungen zu Vorhaben im Rahmen der 
Europäischen Union, die als „Confidentiel UE/EU Confidential“ klassifiziert sind, werden an die 
Mitglieder der Präsidialkonferenz und jeweils zwei von den Klubs im Sinne des 
Klubfinanzierungsgesetzes 1985, BGBl. Nr. 156/1985, in der jeweils geltenden Fassung, namhaft 
gemachte Personen, für die die Nennung einer Vertretung zulässig ist, übermittelt. Darüber 
hinaus liegen solche Dokumente für die Mitglieder des Bundesrates zur Einsichtnahme in der 
Parlamentsdirektion auf. Wird ein Vorhaben im Rahmen der Europäischen Union auf die 
Tagesordnung des EU-Ausschusses gesetzt, sind die darauf Bezug habenden Unterlagen im 
Sinne dieser Bestimmung an die Mitglieder des EU-Ausschusses zu verteilen. 

 5. Vorlagen, Dokumente, Berichte, Informationen und Mitteilungen zu Vorhaben im Rahmen der 
Europäischen Union, die als „Secret UE/EU Secret“ klassifiziert sind, liegen für die Mitglieder 
der Präsidialkonferenz zur Einsicht in der Parlamentsdirektion auf. Wird ein Vorhaben im 
Rahmen der Europäischen Union auf die Tagesordnung des EU-Ausschusses gesetzt, sind die 
darauf Bezug habenden Unterlagen im Sinne dieser Bestimmung für die Dauer der Sitzung an die 
Mitglieder des EU-Ausschusses zu verteilen. 

 6. Vorlagen, Dokumente, Berichte, Informationen und Mitteilungen zu Vorhaben im Rahmen der 
Europäischen Union, die als „Trés Secret UE/EU Top Secret" klassifiziert sind, liegen  für die 
Mitglieder der Präsidialkonferenz zur Einsicht in der Parlamentsdirektion auf. Wird ein 
Vorhaben im Rahmen der Europäischen Union auf die Tagesordnung des EU-Ausschusses 
gesetzt, sind die darauf Bezug habenden Unterlagen im Sinne dieser Bestimmung für die Dauer 
der Sitzung an die Mitglieder des EU-Ausschusses zu verteilen. 

§ 4. (1) Wenn in einer Sitzung des EU-Ausschusses Vorlagen, Dokumente, Berichte, Informationen 
und Mitteilungen zu Vorhaben im Rahmen der Europäischen Union behandelt werden, die als „Secret 
UE/EU Secret“ oder „Trés Secret UE/EU Top Secret" klassifiziert sind, sind die anwesenden Mitglieder 
des EU-Ausschusses vom Präsidenten des Bundesrates auf Wahrung der Vertraulichkeit zu vereidigen. 

(2) Über die Teilnahme von Personen, die nicht dem EU-Ausschuss als Mitglieder angehören, oder 
deren Teilnahme sich nicht aus Art. 75 B-VG ergibt, entscheidet bei der Behandlung von Vorlagen, 
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Dokumenten, Berichten, Informationen und Mitteilungen der Europäischen Union gemäß Abs. 1 der EU-
Ausschuss durch Beschluss. Personen, die aufgrund eines solchen Beschlusses an der Sitzung teilnehmen, 
sind vom Präsidenten des Bundesrates auf die Wahrung der Vertraulichkeit zu vereidigen. 

(3) Die gemäß § 3 Z 4 von den Klubs im Sinne des Klubfinanzierungsgesetzes 1985, BGBl. 
Nr. 156/1985, in der jeweils geltenden Fassung, namhaft gemachten Personen sind über die Wahrung der 
Vertraulichkeit vom Präsidenten des Bundesrates zu belehren. 

§ 5. Für den Umgang mit und die Verteilung von Dokumenten zu Vorhaben im Rahmen der 
Europäischen Union, die von österreichischen Organen erstellt wurden, gelten dieselben Bestimmungen 
wie für den Umgang mit und die Verteilung von jenen Vorlagen, Dokumente, Berichte, Informationen 
und Mitteilungen zu Vorhaben im Rahmen der Europäischen Union, auf die sie sich beziehen. 

§ 6. (1) Der Präsident des Bundesrates kann nach Maßgabe des § 15 GO-BR und nach Beratung in 
der Präsidialkonferenz Vorschriften über die bei der Übermittlung und Verteilung von Vorlagen, 
Dokumenten, Berichten, Informationen und Mitteilungen zu Vorhaben im Rahmen der Europäischen 
Union zu beachtenden technischen Anforderungen sowie deren Kennzeichnung zur Wahrung der 
Vertraulichkeit erlassen. 

(2) Der Präsident des Bundesrates kann im Einzelfall nach Beratung in der Präsidialkonferenz von 
§ 3 Z 2 bis 6 abweichende Regelungen hinsichtlich des Umganges mit und der Verteilung von Vorlagen, 
Dokumenten, Berichten, Informationen und Mitteilungen zu Vorhaben im Rahmen der Europäischen 
Union erlassen.“ 
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